Deutscher Bundestag 
11. Wahlperiode 


Drucksache 11/2401 


03. 06. 88 


Fragen 

für die Fragestunden der Sitzungen des Deutschen Bundestages 
am Mittwoch, dem 8. Juni 1988 
am Donnerstag, dem 9. Juni 1988 


Verzeichnis der Fragesteller 


Abgeordneter Nummer 

der Frage 

Büchler (Hof) (SPD) 5,6 

Frau Bulmahn (SPD) 3, 4 

Dr. Daniels (Regensburg) (DIE GRÜNEN) ... 35, 36 

Erler (SPD) 55, 56 

Fischer (Homburg) (SPD) 15, 16 

Gansei (SPD) 7,8 

Gerster (Worms) (SPD) 61, 62 

Frau Dr. Hamm-Brücher (FDP) 21, 22 

Frau Dr. Hartenstein (SPD) 57, 58 

Hedrich (CDU/CSU) 9, 10 

Hinsken (CDU/CSU) 40,41 

Dr. Hirsch (FDP) 23,24 

Dr. Hitschier (FDP) 11,12 

Horn (SPD) 47,48 

Jungmann (SPD) 45, 46 

Kolbow (SPD) 51,52 

Kroll- Schlüter (CDU/CSU) 2 

Leonhart (SPD) 65, 66 


Abgeordneter Nummer 

der Frage 

Frau Oesterle- Schwerin (DIE GRÜNEN) .... 59, 60 

Pauli (SPD) 19, 20 

Dr. Scheer (SPD) 53, 54 

Frau Schmidt-Bott (DIE GRÜNEN) 29,30 

Schreiner (SPD) 13, 14 

Sellin (DIE GRÜNEN) 67,68 

Dr. Solms (FDP) 37,38 

Frau Steinhauer (SPD) 42, 43 

Stiegler (SPD) 31,32 

Dr. Uelhoff (CDU/CSU) 39 

Frau Unruh (DIE GRÜNEN) 25, 26 

Vahlberg (SPD) 49,50 

Weiss (München) (DIE GRÜNEN) 33, 34 

Dr. de With (SPD) 27,28 

Frau Wollny (DIE GRÜNEN) 17,18 

Wüppesahl (fraktionslos) 1, 44 

Zumkley (SPD) 63,64 



Drucksache 11/2401 Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Verzeichnis der Geschäftsbereiche der Bundesregierung 

Seite 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 

Landwirtschaft und Forsten 3 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Jugend, 

Familie, Frauen und Gesundheit 3 

Geschäftsbereich des Bundesministers für das Post- 

und Femmelde wesen 3 

Geschäftsbereich des Bundesministers 

für innerdeutsche Beziehungen 3 

Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 4 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 4 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Umwelt, 

Naturschutz und Reaktorsicherheit 5 

Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 6 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft. 9 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung 10 

Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 10 


2 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/2401 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


1. Abgeordneter 
Wüppesahl 
(fraktionslos) 


Sind der Bundesregierung Zahlen bekannt über 
Arten und Anzahl der Fischpopulation in der 
Elbe über den Zeitraum von 1950 bis heute? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Jugend, 
Familie, Frauen und Gesundheit 


2. Abgeordneter 

Kroll-Schlüter 

(CDU/CSU) 


Welche internationalen Erfahrungen haben ge- 
zeigt, daß mit verschärften Gesetzen ein besserer 
Schutz des ungeborenen Kindes nicht erreicht 
werden kann? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für das Post- 
und Fernmeldewesen 


3. Abgeordnete 

Frau 

Bulmahn 


(SPD) 


Aus welchen Gründen hat der Bundesminister 
für das Post- und Fernmeldewesen die haus- 
haltswirksame Einsparung von 1 000 Arbeits- 
kräften im Personalhaushalt für 1988 verfügt, 
und wie wird sich vor diesem Hintergrund der 
Personalbestand im Bereich der Oberpostdirek- 
tion Hannover/Braunschweig sowie den hanno- 
verschen Postämtern entwickeln? 


4. Abgeordnete 

Frau 

Bulmahn 


(SPD) 


Was wird der Bundesminister für das Post- und 
Fernmeldewesen zum Abbau des unverantwort- 
lich hohen Überstundenaufkommens bei der 
Deutschen Bundespost (DBP) unternehmen, und 
wie soll künftig sichergestellt werden, daß die 
von Überzeitarbeit betroffenen Kolleginnen und 
Kollegen bei der DBP ihre Ausgleichsansprüche 
innerhalb eines angemessenen Zeitraums reali- 
sieren können? 


Geschäftsbereich des Bundesministers 
für innerdeutsche Beziehungen 


5. Abgeordneter 

Büchler 

(Hol) 

(SPD) 


Beabsichtigt das Bundesministerium für inner- 
deutsche Beziehungen, den Forderungen der 
Vertriebenenverbände nachzukommen und 
neue Karten bzw. Bezeichnungsrichtlinien ein- 
zuführen? 
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6. Abgeordneter 

Büchler 

(Hof) 

(SPD) 


Ist aus der Tatsache, daß zwischen der Leitung 
des Bundesministeriums für innerdeutsche Be- 
ziehungen und den Vertriebenenverbänden 
(laut Bericht der FAZ vom 4. Mai 1988) auch 
über Volksgruppenrechte Deutscher in Osteuro- 
pa gesprochen wurde, zu schließen, daß das Aus- 
wärtige Amt entsprechende Zuständigkeiten an 
das Bundesministerium für innerdeutsche Bezie- 
hungen abgetreten hat? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


7. Abgeordneter 

Gansei 

(SPD) 


Ist der Bundesminister des Auswärtigen bereit, 
den Bonner Repräsentanten der PLO in seinen 
Diensträumen zu empfangen? 


8. Abgeordneter 

Gansei 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, sich noch wäh- 
rend der deutschen Ratspräsidentenschaft der 
Europäischen Gemeinschaft dafür einzusetzen, 
daß die EG offiziell mit der PLO Kontakt auf- 
nimmt um die Dialogfähigkeit und den Frie- 
densprozeß im Nahen Osten zu fördern? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


9. Abgeordneter 
Hedrich 
(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung Pressemitteüungen 
bestätigen, wonach die neugeplante Trasse einer 
Schnellbahnverbindung zwischen der DDR und 
der Bundesrepublik Deutschland zwischen Ber- 
lin und Hannover nach den Planungen der DDR 
über Stendal führen soll? 


10. Abgeordneter 
Hedrich 
(CDU/CSU) 


Ist es richtig, daß bei den von der DDR bereits 
abgeschlossenen Planungen der Grenzübergang 
Oebisfelde gewählt wird? 


11. Abgeordneter 

Dr. Hitschier 

(FDP) 


Trifft es zu, daß die geplante neue Eisenbahn- 
brücke über den Rhein zwischen Wörth und 
Karlsruhe eingleisig gebaut werden soll, und 
welche Gründe werden hierfür angeführt, insbe- 
sondere vor dem Hintergrund, daß eine Durch- 
schleusung von bis zu 150 Zügen pro Tag auf der 
Brücke notwendig wird und mit Verspätungen 
und deren Fortpflanzung auf die Gegenrichtung 
zu rechnen ist, so daß eine Minderung der Ange- 
botsqualität der Deutschen Bundesbahn eintre- 
ten wird? 


4 




Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/2401 


12. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß im Falle 

Dr. Hitschier einer späteren Errichtung eines weiteren Trag- 

(FDP) Werks für den dann doch notwendigen zweiglei- 

sigen Brückenbau Mehrkosten in Höhe von 
5 Millionen DM entstehen, da für einen Brücken- 
bau mit einem zweigleisigen Tragwerk 4 Millio- 
nen DM und für einen Bau mit zwei eingleisigen 
Tragwerken 45 Millionen DM zu veranschlagen 
sind? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


13. Abgeordneter 

Schreiner 


(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, bei der französi- 
schen Staatsregierung dahin gehend zu interve- 
nieren, daß der Luftraum über dem grenznahen 
Atomkomplex Cattenom für Überflüge gesperrt 
wird, da die Flugzone „LFR45 Zone de vol ra- 
sant (NE)“ für taktische Trainingsflüge von Dü- 
senjägern in Höhen zwischen 250 Metern und 
800 Metern genau über das Atomkraftwerk Cat- 
tenom hinwegführt und andererseits die vier 
Atomkraftwerke in Cattenom gegen den Absturz 
von Flugzeugen nicht gesichert sind? 


14. Abgeordneter 

Schreiner 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, bei der französi- 
schen Staatsregierung dahin gehend vorstellig zu 
werden, daß auch die französischen Atomkraft- 
werke durch zusätzliche Sicherheitsvorkehrun- 
gen gegen eine Explosion von Wasserstoff ge- 
schützt werden, nachdem Bundesminister Dr. 
Töpfer im Anschluß an die sogenannte „Rausch- 
Studie" entsprechende Maßnahmen für die 
deutschen Atomkraftwerke angekündigt hat und 
die Bundesregierung bislang im Hinblick auf die 
grenznahen französischen Atomkraftwerke ar- 
gumentiert hat, die französischen und die deut- 
schen Atomkraftwerke verfügten über vergleich- 
bare Sicherheitsstandards? 


15. Abgeordneter 

Fischer 

(Hamburg) 

(SPD) 


Wie vereinbart sich die Feststellung des Bundes- 
ministers für Umwelt, Naturschutz und Reaktor- 
sicherheit und der Reaktorsicherheitskommis- 
sion (RSK) - laut „Saarbrücker Zeitung" vom 19. 
Mai 1988 -, eine massive Büdung von Wasser- 
stoff in deutschen Kernkraftwerken sei bloß hy- 
pothetisch (während genau dies aber in der 
Rausch- Studie für französische Kemrkaftwerke 
vom Typ Cattenom für möglich gehalten wird), 
mit Bundesminister Dr. Töpfers eigener Aussa- 
ge, ebenfalls laut „Saarbrücker Zeitung" vom 
19. Mai 1988 daß der Sicherheitsstandard deut- 
scher und französischer Kernkraftwerke ver- 
gleichbar sei? 
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16. Abgeordneter 

Fischer 

(Hamburg) 

(SPD) 


Bewertet Bundesminister Dr. Töpfer die Ergeb- 
nisse der Rausch- Studie, denen zufolge ein Un- 
glück in der Art von Tschernobyl in Frankreich 
durchaus möglich wäre, ebenfalls als nur hypo- 
thetisch? 


17. Abgeordnete 

Frau 

Wollny 

(DIE GRÜNEN) 


Für welche Behältertypen existiert eine Geneh- 
migung zur Langzeitlagerung von abgebrannten 
Brennelementen, und zu welchem Zweck wurde 
ein TN 900 Behälter im Winter in das Transport- 
behälterlager Gorleben transportiert? 


18. Abgeordnete 

Frau 

Wollny 

(DIE GRÜNEN) 


Wie hoch sind die Ausfallkosten, die seit dem 
durch den Unfall am 12. Mai 1987 verursachten 
Stillstand am Endlagerbau Gorleben entstanden 
sind, und wer muß nach Ansicht der Bundesre- 
gierung für die Ausfallkosten aufkommen? 


19. Abgeordneter 

Pauli 

(SPD) 


Welche Gründe waren dafür maßgebend, daß 
das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit, in einem Schreiben an 
den Bundesminister der Finanzen vom 13. Okto- 
ber 1987, die Untemehmensgruppe Emst&Kaaf 
für den geplanten Bau des Bundesministeriums 
favorisierte, obwohl um ca. 50 Millionen DM 
kostengünstigere Angebote der Firmen „Hoch- 
Tief" und „Strabag" Vorlagen? 


20. Abgeordneter 

Pauli 

(SPD) 


Steht die Begünstigung der Untemehmensgrup- 
pe Ernst &Kaaf wie das Nachrichtenmagazin 
„DER SPIEGEL" mutmaßt, in einem Zusammen- 
hang mit der Büroausstattung durch die Fa. Kaaf, 
wobei insbesondere die Kosten abrechnung der 
Büroausstattung des Abteüungsleiters „Z" auf- 
fallend ist? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


21. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Hamm-Brücher 

(FDP) 


Zu welchem Ergebnis ist das Kuratorium der 
Bundeszentrale für politische Büdung in seiner 
Sitzung vom 5. Mai 1988 hinsichtlich der Beur- 
teilung des Inhalts und des Ankaufs des Buches 
„Zeitgenössische Schriftsteller als Wegbereiter 
für Anarchismus und Gewalt" gekommen? 


22. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Hamm-Brücher 

(FDP) 


Ist das genannte Buch, das vom deutschen PEN- 
Club als „rechtsextrem argumentierendes 
Pamphlet" eingestuft wurde, auch an deutsch- 
sprachige Bibliotheken im Ausland (z. B. Goethe- 
Institut, Germanistische Fakultäten etc.) verteilt 
worden, und wenn ja, wohin und in welcher 
Stückzahl? 


23. Abgeordneter 

Dr. Hirsch 
(FDP) 


Welche Folgerungen zieht die Bundesregierung 
aus den amtlichen Leitsätzen Nr. 4 und Nr. 5 des 
Bundesverwaltungsgerichts zu seiner Entschei- 
dung vom 15. Dezember 1987 - BVerwG 9 C 
285.86 - nämlich: 


6 




Drucksache 11/2401 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


4. § 2 AsylVfG n. F. findet nicht schon dann 
Anwendung, wenn der politisch Verfolgte ein 
objektiv sicheres Drittland lediglich als 
Fluchtweg zum Erreichen der Bundesrepu- 
blik Deutschland benutzt. 

5. Sicherheit vor politischer Verfolgung in 
einem anderen Staat i. S. des § 2 AsylVfG 
n. F. setzt neben dem Schutz vor unmittelba- 
rer oder mittelbarer Abschiebung in den Ver- 
folgerstaat voraus, daß dem politisch Verfolg- 
ten eine Hilfestellung zur Überwindung der 
Umstände gegeben wird, die in seiner Person 
als Folgen der politischen Verfolgung da- 
durch entstanden sind, daß er seinen Hei- 
matstaat hat verlassen müssen, wie beispiels- 
weise Heimatlosigkeit, Obdachlosigkeit, Mit- 
tellosigkeit, Hunger oder Krankheit? 


24. Abgeordneter 

Dr. Hirsch 

(FDP) 


25. Abgeordnete 

Frau 

Unruh 

(DIE GRÜNEN) 


Hält die Bundesregierung an der Auffassung 
fest, die sie in ihrer Antwort auf die Frage 24 des 
Abgeordneten Wartenberg (Berlin), Drucksache 
11/2094, vertreten hat, es handele sich um recht- 
lich bedeutungslose obiter dicta? 

Wie hoch sind die Mindest-, Höchst- und Durch- 
schnittsbeträge, die Beamte und Ruhestandsbe- 
amte bzw. ihre Angehörigen als Sterbegeld er- 
halten? 


26. Abgeordnete 

Frau 

Unruh 

(DIE GRÜNEN) 


Wie hoch sind die jährlichen Aufwendungen der 
öffentlichen Hand dafür? 


27. Abgeordneter 

Dr. de With 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, durch eine Ge- 
setze sinitiative sicherzustellen, daß die öffent- 
lich-rechtlichen Rundfunk- und Femsehanstal- 
ten entsprechend ihrem Auftrag auf umfassende 
Berichterstattung über alle Sportveranstaltungen 
kostenlos auch durch Übertragung von laufen- 
den Bildern berichten können (Kurzberichte)? 


28. Abgeordneter 

Dr. de With 

(SPD) 


Welche sonstigen Möglichkeiten sieht die Bun- 
desregierung, den Berichtsauftrag der Rund- 
funk- und Fernsehanstalten für Sportveranstal- 
tungen nach der bisherigen Übung sicherzustel- 
len, um so den bisherigen Zustand ohne Gebüh- 
renerhöhung zu erhalten? 


29. Abgeordnete 

Frau 

Schmidt-Bott 

(DIE GRÜNEN) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß eine im 
Mai 1987 gebildete Kommission von Experten 
der Bundes- und Landeskriminalämter zur An- 
wendung von gentechnischen Analyseverfahren 
in der Kriminaltechnik angeblich vereinbart hat, 
vorerst keine Informationen über den Stand der 
Entwicklung und Anwendung dieser Techniken 
an die Öffentlichkeit zu geben, und wenn ja, wie 
beurteilt sie diese Praxis? 
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30. Abgeordnete 

Frau 

Schmidt-Bott 

(DIE GRÜNEN) 


31. Abgeordneter 

Stiegler 

(SPD) 


32. Abgeordneter 

Stiegler 

(SPD) 


33. Abgeordneter 
Weiss 
(München) 

(DIE GRÜNEN) 


34. Abgeordneter 
Weiss 
(München) 

(DIE GRÜNEN) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Einfüh- 
rung dieser höchst umstrittenen Gen-Analyse- 
technik durch die Polizei angesichts der Tatsa- 
che, daß der Deutsche Bundestag sich über die- 
ses Verfahren noch gar nicht informiert hat und 
eine von der Fraktion DIE GRÜNEN beantragte 
Anhörung des Rechtsausschusses zu diesem 
Thema auf den Herbst verschoben wurde, weü 
die anderen Fraktionen des Deutschen Bundes- 
tages sich nicht in der Lage sahen, die vorliegen- 
den Informationen zur Formulierung eines Fra- 
genkatalogs für die Sachverständigen auszu- 
werten? 


Wie beurteüt die Bundesregierung die bisherige 
Praxis bei Auskunftsersuchen der Verfassungs- 
schutzämter an Gemeinden aus den Paß- und 
Melderegistem, und was ist verwaltungsintem 
unternommen worden, um diese Auskunftsersu- 
chen durch für Bund und Länder geltende Ver- 
waltungsvorschriften auf einwandfreier rechts- 
staatlicher Grundlage, insbesondere unter Be- 
achtung des Verhältnismäßigkeitsprinzips, ab- 
wickeln zu lassen? 


Überwachen der Datenschutzbeauftragte und 
die Parlamentarische Kontrollkommission die 
Auskunftsersuchenspraxis nach dem Personal- 
ausweisgesetz und dem Paßgesetz regelmäßig, 
und welche Rechte haben die von Auskunftser- 
suchen betroffenen Bürger, über die sie betref- 
fenden Auskunftsersuchen informiert zu 
werden? 


Welche gesetzliche Rechtfertigung gibt es für 
das Verhalten von Verfassungsschutzbeamten in 
der Gemeinde Bruck, die nach einem Zeitungs- 
bericht angeblich in der Paßkartei der Gemein- 
deverwaltung Meldebögen von Mitgliedern der 
Bügerinitiative gegen die Wiederaufarbeitungs- 
anlage fotokopiert und die vorhandenen Paßbil- 
der abgelichtet haben, und haben ähnliche Ak- 
tionen des Verfassungsschutzes auch in anderen 
Gemeinden in Zusammenhang mit Mitgliedern 
in Anti- Atom-Initiativen stattgefunden? 


Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß al- 
leine die Mitgliedschaft in einer Bürgerinitiative 
gegen die Wiederaufarbeitungsanlagen bereits 
eine verfassungsfeindliche Aktivität darstellt, 
die ein Tätigwerden des Verfassungsschutzes 
gerechtfertigt erscheinen läßt, und welche Krite- 
rien müssen nach Auffassung der Bundesregie- 
rung zugrunde gelegt werden bzw. lagen im 
speziellen Fall vor, um derartige Maßnahmen zu 
rechtfertigen? 
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35. Abgeordneter 

Dr. Daniels 
(Regensburg) 

(DIE GRÜNEN) 


War die Bundesregierung von den Aktionen des 
Verfassungsschutzes in Bruck/Oberpfalz infor- 
miert, bei denen persönliche Meldeunterlagen 
von Mitgliedern der Bürgerinitiative gegen die 
geplante Wiederaufarbeitungsanlage (WAA) 
Wackersdorf fotografiert wurden, und in welcher 
Weise gedenkt sie dagegen einzuschreiten, daß 
sich dies nicht in anderen Städten und Ge- 
meinden wiederholt? 


36. Abgeordneter 

Dr. Daniels 
(Regensburg) 

(DIE GRÜNEN) 


Wie weit sieht die Bundesregierung den be- 
schriebenen Vorfall und die Zustände in Bayern 
noch von denen des von Staatsrechtlern befürch- 
teten „Atom-Staates", bei dem persönliche Frei- 
heitsrechte den Atom- Interessen des Staates un- 
tergeordnet werden, entfernt, und gedenkt sie, 
die festgestellten persönlichen Unterlagen von 
Mitgliedern der Bürgerinitiativen gegen die 
Wiederaufarbeitungsanlage (WAA) und sonsti- 
gen, dem Verfassungsschutz durch seine umfas- 
senden Aktivitäten bekanntgewordenen WAA- 
Gegnern vernichten zu lassen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


37. Abgeordneter 

Dr. Solms 


(FDP) 


In welcher Höhe werden die monetären und 
nicht-monetären künftigen Folgelasten des 
Bergbaus von der Bundesregierung veran- 
schlagt, und in welcher Form werden sie in die 
Abwägung zu den bergbaulichen Planungsver- 
fahren einbezogen? 


38. Abgeordneter 

Dr. Solms 


(FDP) 


Sieht die Bundesregierung bei der Nordwande- 
rung des Ruhrbergbaus ungelöste Zielkonflikte 
zwischen Landschafts- und Denkmalschutz und 
deren Bedeutung für die Standortqualität künfti- 
ger Neuansiedlungen im Rahmen des Struktur- 
wandels auf der einen Seite und dem wirtschaft- 
lichen Ertrag des Ruhrkohlenbergbaus auf der 
anderen Seite? 


39> Abgeordneter 

Dr. Uelhoff 

(CDU/CSU) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, daß die unter schweren strukturellen An- 
passungsproblemen leidende Schuhindustrie in 
die Strukturfonds der Europäischen Gemein- 
schaft auf genommen und als förderungswürdig 
anerkannt wird? 


40. Abgeordneter 

Hinsken 


(CDU/CSU) 


Wieviel Joint Ventures mit welcher Hohe an Ka- 
pitalbeteiligungen deutscher Unternehmungen 
mit Betrieben in Osteuropa - jeweüs nach Län- 
dern aufgeschlüsselt - gibt es zur Zeit? 
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41. Abgeordneter 

Hinsken 


(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Entwick- 
lung der Joint Ventures, auch im Hinblick auf die 
Auslandsin vestionen unserer Wirtschaft, und wie 
werden derartige Gemeinschaftsunternehmen 
seitens des Bundes gefördert? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Arbeit 
und Sozialordnung 


42. Abgeordnete 

Frau 

Steinhauer 

(SPD) 


43. Abgeordnete 

Frau 

Steinhauer 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß eine nicht 
unbedeutende Zahl Jugendlicher, die jetzt die 
Schule verlassen, von der Bundesanstalt für Ar- 
beit konkrete Zusagen für berufsvorbereitende 
Maßnahmen bereits vor längerer Zeit erhalten 
hat, und wie gedenkt die Bundesregierung diese 
rechtlichen Bindungen (die Nachbewilligung 
von 210 Millionen DM für den Haushalt der Bun- 
desanstalt für Arbeit erfaßt diese Maßnahme 
nicht, außerdem wird sie ohnehin nicht ausrei- 
chen) zu erfüllen? 


Ist eine Kontingentierung von Mitteln für beruf s- 
büdende Maßnahmen mit dem Rechtsanspruch 
nach dem Arbeitsförderungsgesetz vereinbar, 
oder sind Einschränkungen und Hinhaltungen 
schon Vorläufer für eine beabsichtigte 9. Ände- 
rung des Arbeitsförderungsgesetzes? 


44. Abgeordneter 
Wüppesahl 
(fraktionslos) 


Gibt es in der Bundesregierung Bestrebungen, 
Einfluß zu nehmen (z. B. durch die Gesundheits- 
ministerkonferenz) auf die Dienstzeitregelungen 
für Ärzte in Krankenhäusern, die immer noch 
verpflichtet sind, durch ihre jeweiligen Bereit- 
schaftsdienste bis zu drei Nächte und Tage un- 
unterbrochen Dienst zu tun, was z. B. keinem 
Kraftwagenfahrer erlaubt ist? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


45. Abgeordneter 

Jungmann 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die nu- 
klearen Artilleriegranaten auf deutschem Boden 
modernisiert werden? 


46. Abgeordneter 

Jungmann 

(SPD) 


Wieviel Prozent der Kaliber 155 und 203 Milli- 
meter sind schon bzw. werden bis Ende 1988 
ausgetauscht? 
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47. Abgeordneter 

Horn 

(SPD) 


48. Abgeordneter 

Horn 

(SPD) 


49. Abgeordneter 

Vahlberg 

(SPD) 


50. Abgeordneter 

Vahlberg 

(SPD) 


51. Abgeordneter 

Kolbow 

(SPD) 


52. Abgeordneter 

Kolbow 

(SPD) 


53. Abgeordneter 

Dr. Scheer 

(SPD) 


54. Abgeordneter 

Dr. Scheer 

(SPD) 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode DrUCkS3Ch© 1 1/2401 


Welche Absprachen bzw. Vereinbarungen sind 
für Modernisierung der nuklearen Artillerie gra- 
naten zwischen den USA und der Bundesrepu- 
blik Deutschland bzw. in der NATO getroffen 
worden? 

Wann beabsichtigt die Bundesregierung, das 
Parlament über den Gesamtumfang der beab- 
sichtigten bzw. stattfindenden Modernisierung 
von Nuklearen Kurzstreckenwaffen (SNF) zu in- 
formieren? 


Beabsichtigt die Bundesregierung, das Luftab- 
wehrsystem PATRIOT auch gegen unbemannte 
Luftkriegsmittel einzusetzen oder es zumindest 
so auszulegen, daß es zu solchen Einsätzen be- 
nutzt werden kann? 


Hat es Einsatzversuche des PATRIOT- Systems 
gegen anfliegende Raketenziele gegeben (oder 
sind solche geplant), und wie würde sich dies 
gegebenenfalls mit dem ABM-Vertrag vereinba- 
ren lassen? 


Wie beurteüt die Bundesregierung die Auffas- 
sung des Heeresinspekteurs, daß das Heer der 
Bundeswehr ohne eine spürbare Aufstockung 
der im Bundeswehrplan 1989 bis 2001 einge- 
planten Finanzmittel in den neunziger Jahren 
seinen Auftrag nicht mehr uneingeschränkt er- 
füllen kann (vgl. Süddeutsche Zeitung vom 21./ 
22723. Mai 1988) und die vom früheren Bundes- 
minister der Verteidigung, Dr. Wömer, eingelei- 
tete Strukturreform des Heeres somit das Ende 
der Vorneverteidigung bedeuten könne? 


Teilt die Bundesregierung die in der Pfingstaus- 
gabe der Süddeutschen Zeitung berichtete Mei- 
nung des Heeresinspekteurs, daß für den Pla- 
nungszeitraum der nächsten zwölf Jahre allein 
für das Heer 36,5 Müliarden DM vonnöten seien 
und deshalb bereits für 1989 2 Milliarden DM 
mehr als im Bundeswehrplan 89 vorzusehen 
sind, 1990 insgesamt 2,5 Milliarden DM und von 
1991 bis 1999 dann jeweils 3 Milliarden DM pro 
Jahr mehr? 


Hat die NATO bei der Festlegung ihrer Streit- 
kräfteziele für die Jahre 1989 bis 1994 neue ato- 
mare Kurzstreckenraketen als Streitkräfteziel 
beschlossen, und um welche Systeme handelt es 
sich dabei? 


Hat die Bundesregierung einer Bestimmung ato- 
marer Kurzstreckenraketen zum Streitkräfteziel 
der NATO für die Jahre 1989 bis 1994 zuge- 
stimmt? 
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55. Abgeordneter 
Erler 
(SPD) 


56. Abgeordneter 
Erler 
(SPD) 


57. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Hartenstein 

(SPD) 


58. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Hartenstein 

(SPD) 


59. Abgeordnete 

Frau 

Oesterle-Schwerin 

(DIE GRÜNEN) 


60. Abgeordnete 

Frau 

Oesterle-Schwerin 

(DIE GRÜNEN) 


61. Abgeordneter 

Gerster 

(Worms) 

(SPD) 


62. Abgeordneter 

Gerster 

(Worms) 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, ob der ameri- 
kanische Kongreß bereits Haushaltsmittel für die 
Entwicklung eines Lance-Nachfolgesystems ge- 
nehmigt hat? 


Ist der Bundesregierung bekannt, ob der ameri- 
kanische Kongreß die Genehmigung der Haus- 
haltsmittel für die nukleare Komponente eines 
Lance-Nachfolgesystems davon abhängig ge- 
macht hat, daß eine vorherige Aufnahme eines 
solchen Waffensystems in das NATO-Streitkräf- 
teziel für die Jahre 1989 bis 1994 erfolgt? 


Gibt es Pläne der NATO für luftgestützte atoma- 
re Kurzstreckenraketen? 


Sind der Bundesregierung Pläne der amerikani- 
schen bzw. britischen Regierung für die Ent- 
wicklung einer luftgestützten atomaren Kurz- 
streckenrakete bekannt? 


Wann werden die Pershing II Raketen aus den 
Wüey Barracks in Neu-Ulm abtransportiert? 


Aus welchem Grund gehen die Bauarbeiten am 
Pershing II Depot in Neu-Ulm - trotz Unterzeich- 
nung des INF Abkommens - unvermindert 
weiter? 


Ist die Bundesregierung bereit, den Absturz 
eines Hubschraubers der Bundeswehr am 
29. Mai 1988 bei Nürnberg bei einem Flugtag 
mit der Folge des Todes beider Piloten zum An- 
laß zu nehmen, für die Bundeswehr ein Verbot 
von Flugtagen mit fliegerischen Darbietungen 
auszusprechen und die allüerten Streitkräfte in 
der Bundesrepublik Deutschland zu gleichge- 
richteten Maßnahmen aufzufordem? 


Trifft es zu, daß der Führungsstab des Heeres 
oder einzelne maßgebliche Repräsentanten der 
Heeresführung in schriftlichen und mündlichen 
Äußerungen in den letzten Wochen angesichts 
der Bundeswehrplanung und ihrer mittelfristi- 
gen Finanzierung die Vorneverteidigung der 
Bundesrepublik Deutschland im bisherigen Sin- 
ne als nicht mehr zu gewährleisten dargestellt 
und finanziellen Zusatzbedarf zur Wiedererlan- 
gung der Vorneverteidigungsfähigkeit angemel- 
det haben? 
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63. Abgeordneter 

Zumkley 

(SPD) 


64. Abgeordneter 

Zumkley 

(SPD) 


65. Abgeordneter 

Leonhart 

(SPD) 


66. Abgeordneter 

Leonhart 

(SPD) 


67. Abgeordneter 

Sellin 

(DIE GRÜNEN) 


68. Abgeordneter 

Sellin 

(DIE GRÜNEN) 


Hat der Kommandeur der MAD-Gruppe III r 
Oberst Maroldt, anläßlich der Suspendierung 
vom Dienst von zwei MAD-Mitarbeitern im 
November 1987 von einem „politischen Opfer 1 ' 
gesprochen, und was ist in diesem Zusammen- 
hang darunter zu verstehen? 


Wie nimmt die Bundesregierung zu dem durch 
die Aussage von Oberst Dunkel - „Nachfor- 
schungen anhand der gemäß den datenschutz- 
rechtlichen Vorschriften noch verfügbaren Un- 
terlagen haben ergeben, daß der MAD die ge- 
nannten Persönlichkeiten nicht observiert hat" - 
vermittelten Eindruck Stellung, es seien mög- 
licherweise nicht mehr alle Unterlagen vorhan- 
den und überprüfbar? 


Trifft es zu, daß die Ehefrau eines des vom Dienst 
suspendierten Mitarbeiters der MAD-Gruppe III 
für den MAD tätig gewesen ist, und wenn ja, auf 
welcher Grundlage? 


Wurde gegen das Nachrichtenmagazin „stern" 
Strafantrag gestellt, wie das Bundesministerium 
der Verteidigung wiederholt als bereits gesche- 
hen gemeldet hat, und wenn ja, mit welcher 
Begründung? 


Insistiert die Bundesregierung durch die Aus- 
übung des Doppelmandats durch den Bundesmi- 
nister der Verteidigung, Dr. Scholz, und dessen 
Mitgliedschaft im Berliner Abgeordnetenhaus, 
insbesondere anläßlich der Mitwahl eines Sena- 
tors für Justiz und Bundesangelegenheiten in 
Berlin im Abgeordnetenhaus auf die politische 
Auffassung, daß der Bundesminister der Vertei- 
digung Kompetenzen in Berlin beansprucht? 


Inwiefern achtet die Bundesregierung durch die 
Nichtaufgabe des Parlamentsmandats des Bun- 
desministers der Verteidigung im Berliner Abge- 
ordnetenhaus den entmilitarisierten Status der 
Stadt Berlin? 


Bonn, den 3. Juni 1988 
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